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Von dieserZeit-
schrift erscheinen
wöchentlich zwei
Nummern , jede
zu mindestens

>/, Bogen.

Stadt

Preis des Jahr¬
gangs 2 Rthlr.
Courant ; mit
Porto , soweit die
Grohh Oldenb.
Posten gehen,
2 Rthlr . 24 gr.

Courant.

and Land.

Fünfter Jahrgang.

Mittwoch , 8 . December. 18 4V . N8 .'

Das Repräsentativ - System.
Wir würden dem Verfasser der mehrbesprochenen

„Deutschen Ansprache " nicht gerade eine „ Fuchs¬
natur " beimessen , wenn er , um seiner Schrift auch
in den Kreisen Leser zu verschaffen , wo man sonst so
gern alles Gute , das vom Throne ausgeht , als Aus-
sirist reiner Gnade ansieht , den Rechtspunkt mit rück¬
sichtsvoller Befangenheit erörtert hätte , und dadurch
in die in Nr . 97 erörterte Znconsequenz gerathen
wäre . Wir würden ihm das um seiner Absicht wil¬
len gern verzeihen , wenn auch uns diese Art zu ver¬
fahren nicht eben zusagt . Ist aber das Motiv des
Vers , das oben vermuthete gewesen , so hat er damit
durch sein eigen Beispiel bewiesen , daß in der That
auch bei uns (S . 28 ) „ die öffentliche Meinung der
gebildeten und unabhängigen Bürger eine der Negie¬
rung fast feindselige ist" . Denn wo ich mit der vol¬
len Wahrheit zurückhalten muß , da regt sich etwas
Feindseliges in mir gegen die, denen ich nicht Wahr¬
heit gönne oder nicht Wahrheit zu geben wage . Wenn
cs aber so aussieht in den Herzen gebildeter Männer
(und zu denen wird Jeder unfern Verfasser zählen ) ;
ist es da nicht hohe Zeit , ein Organ zu schaffen , in
welchem jene vertuschende , beschönigende , diplomatische
Sprache nicht geredet werden darf , in welcher man
sich über vaterländische Einrichtungen ergeht , sobald
man fürchtet , durch die laute , warme und deutliche
Stimme der Wahrheit irgendwo wehe zu thun , —
oder gar sich selbst in den Ruf eines Unzufriedenen
zu bringen und dadurch sich zu schaden.

Finden wir aber dieses Vertuschen bei uns bloß
in der Sprache der Beamtenwelt , blos in den ge¬
heimen Berichten ? Sind nicht vielmehr fast alle
Einzelnen , ja oft selbst die reichsten Gemeinden deö
Landes , wenn sie zu den Obcrbehördcn oder gar dem
Landesherrn reden , zu solchen Wendungen der Klug¬
heit veranlaßt ? So lange die Gnade  in aller und
jeder Hinsicht das Element unseres Staatslebens , der
Quell aller Wohlthaten , die man dem Staate ver¬
dankt , sein soll , so lange wird in allen Verhandlun¬
gen über öffentliche Angelegenheiten , mag es sich
darum handeln , Opfer , die der Staat oder das Ge¬
meinwohl in engerem Kreise fordert , abzulehnen , oder
die Staatsregierung für irgend eine dem Ackerbau,
der Industrie oder dem innern Verkehr wohlthätige
Schöpfung zu gewinnen , oder die Cassen des Staa¬
tes dafür zu offnen , nicht davon die Rede sein , von
der Rechtmäßigkeit , Zweckmäßigkeit , Gemeinnützigkeit,
mit Einem Worte der politischen Wahrheit eines

Standpunkts zu überzeugen;  nein , es genügt,
eine gute Stimmung zu gewinnen oder zu benutzen,
denn man hat durch das Gcmüth auf den Willen zu
wirken , nicht durch die Vernunft . „ Das dürfen wir
nicht sagen , dann möchte uns die Kammer entgegen
sein " ; — „ der Großherzog soll das nicht gern hören"
— diese und ähnliche Wendungen kennt Jeder , wel¬
cher mit denen verkehrt , die bei der bisherigen Ver¬
fassung unseres Staates am meisten als Vertreter
materieller Interessen von Körperschaften oder Priva¬
ten mit der Staatsgewalt in Unterhandlungen treten.
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Und wiederum heißt es von der andern Seite : die
—er sind jetzt zahm, die wollen Geld für ihren Deich;
die —er sind aufsessig, denn sie haben die Chaussee
nicht gekriegt. Wie kann aber unter so traurigem
Markten um Gunst , unter solchem Erschleichen von
Dortheilen, vielleicht auf Kosten dessen was recht und
vernünftig ist, von der Erreichung eines gemein¬
samen  Zieles, der Staatswohlfahrt, die Rede sein!
Hülfe es, wenn wir einen noch so unbestechlichen
Beamtenstandhätten, und doch alle Theile darüber
einverstanden wären, daß es erlaubt sei, mit Schmei¬
cheleien die Meinungen zu gewinnen, durch Liebedie¬
nerei sich fangen zu lassen. Und kann man leugnen,
daß wir bisher auf dem besten Wege waren, zu sol¬
chem Einverständniß zu gelangen?

„Zwischen uns sei Wahrheit", ist ein Wort, daS
wir von einem hohen Throne vernommen haben. Das
Wort wird nicht verloren gehen, denn nirgends wird
der Ruf nach Wahrheit dringender, als wo man sich
bereits darüber einig ist, die ganze Wahrheit nur dann
zu sagen, wenn sie einen guten Eindruck bewirken,
den Drücker zur Gnadenpforte offnen, die Quellen
oberlicher Gunst flüssig machen kann.

Die Repräsentativ-Berfassung kann uns den Rück¬
weg aus diesem Wirrniß zeigen, wenn sie Männer
freier Wahl  hinstellt, welche berechtigt, verpflichtet,
beeidigt sind, die Wohlfahrt des Landes und ihrer
Mitglieder ohne alle Neben - Absichten und
-Rücksichten  zu suchen und nach Kräften zu fördern.

Wir sind weit entfernt, in der Repräsentation des
Volks eine Universalarznei gegen jede Krankheit des
Staatskörpers zu sehen; aber wir fordern für diese
Staatsform die Anerkennung, daß sie bisher sich am
meisten bewährt habe. Und wenn der Verfasser der
Ansprache(S . 29—35) etwas umständlich von den
Nachtheilen ständischer Einrichtungen in deutschen
Staaten spricht, so hat er hier, wie bei„dem Nechts-
punkte", wohl nur gemeint, dem Gegensinn gegen
diese Form eine Concession machen zu müssen. Ihm
würde sonst nicht entgangen sein, daß da, wo die von
ihm angezeigten Ucbclstände hervortraten, dies zum
Theil daran lag, daß die Regierung nicht ganz con-
stitutionell verwalten wollte. Ohne diesen Fehler wäre
auch in Bade», das der Verfasser als Beispiel braucht,
keine systematische Opposition im Volk  möglich ge¬
wesen. Das stimmfähige Volk ist mit allen seinen

Interessen zu sehr an den Bestand des Staats
gebunden, als daß es nicht eine Regierung, die ihrer
Seits nur das Gemeinwohl will, nach Kräften
stützen sollte. Gegen die Dauer systematischerOp¬
position in den Kammern läßt sich mit kurzen Wahl-
Perioden, im Nothfalle mit der Auflösung, aber ein
geeignetes Heilmittel hinstellen.

Bei uns nun kommt es freilich noch erst darauf
an, ein staatliches Bewußtsein im Volke zu schaffen.
Eine unorganische Anhäufung von Einzelnen, deren
jeder nur für sich denkt und handelt, und am lieb¬
sten sich allen Leistungen für das Ganze entzöge;
nur mit einer gemeinsamen Regierung, die sie äußer¬
lich  zusammenhält, ist noch kein Staat . Daß das
System der Bevormundung durch eine Beamten¬
hierarchie zur Erzeugung eines lebendigen Staats-
Organismus den Einzeln- Strebungen und dem
Provinzialgeiste gegenüber nicht fähig ist, hat auch
Der Verfasser gefühlt. Er selbst deutet an, daß, statt
zu organisiren, dies System den Staat moralisch auf-
lösen muß. Wenn aber die Herstellung einer freien
Verfassung durch Vertretung des Volks am Throne
das einzige bewährte Mittel ist, den Thron zu festigen
und die verschiedenen Vvlkstheile zum Rechts-Staate
zu erheberf, und wenn sogar eine rechtliche Verbind¬
lichkeit existirt, etwas Derartiges zu schaffen, — wie
sollten dann die Uebelstände die sich unter dieser
Staatsform in der innern Verwaltung einzelner
Staaten gezeigt haben, zu Zweifeln an der Paßlich-
keit der Form überhaupt berechtigen?

Daß wir nur in einer wahren  Repräsentativ-
Verfassung das Heilmittel gegen die allgemeine Un¬
wahrheit sehen, bedarf keiner Erwähnung. Die Re¬
präsentation von kleinen Theilchen des Volks, gar
die Wiederbelebung eines meist ganz erstorbenen Vor¬
rechts gewisser Grundstücke, um aus ihnen einen
Adelsstand künstlich erstehen zu lassen, wo keiner
besteht, würde uns keine wahre Repräsentation heißen.
Lieber jetzt keine ständische Verfassung, als eine solche,
welche die Eroberung einer 33jährigen Periode wie¬
der zu Nichte machte, um ein Analogon einer ersten
Kammer zu schaffen. Eine  Kammer der Vertreter
des Volks;  ein freisinniges Wahlsystem, das dem
Wähler das Recht gicbt, seinen Repräsentanten da
zu suchen, wo er Einsicht und Vaterlandsliebe in
möglichst hohem Maße vereinigt findet; Oeffentlich-
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keit in allen Zweigen der Verwaltung , insbesondere
im Finanzwesen ; das Recht der Kammer , die Steuern
periodisch zu bewilligen und den Voranschlag der
Staats - Ausgaben zu prüfen , — das sind in der
Kürze die Anforderungen , welche die Vernunft in
Verhältnissen , wie die unsrigen , an ein Staatsgrund¬
gesetz stellt.

Halbe Zugeständnisse , wodurch die -Volkstheil-
nahme geweckt , aber niemals befriedigt wird , sind
schlimmer als keine . Sie provoziren einen Kampf
gegen die Staatsgewalt , der das Ganze dessen , was
als vernünftig erkannt ist , zum Ziel hat . Sie wer¬
den als Erzeugniß eines Mangels an Vertrauen auf¬
gefaßt und wecken deshalb Mißtrauen . Sie sind cs,
die die Leiden des constitutionellen Lebens , das
Schwanken der Gewalten , zur Folge haben . Sie
können niemals bewirken , daß Wahrheit  sei zwi¬
schen Regierungen und Regierten.

Ueber die Einführung eines Lesebuchs für
die Oberklasse.

Das evangelische Kirchen - und Schulblatt bringt
in seinem letzten Hefte uns endlich einen Aufsatz über
ein Lesebuch für die Oberklasse und über den Lese¬
unterricht im Allgemeinen . Möchte es solche Arbei¬
ten mehr bringen : sie würden sicher manches dazu
beitragen können , daß die Schulen bald bessere Lese¬
mittel erhielten und daß der Leseunterricht , der an
manchen Orten noch ein jämmerliches Lesenlassen sein
mag , wesentlich verbessert würde.

Dem gedachten Aufsatze zufolge haben die Lehrer
in nächster Zukunft ein neues , zweckmäßiges Ober-
klassen -Lesebuch zu erwarten . Vielleicht wird Dasselbe
mit seinem Erscheinen auch von der obern Unterrichts-
Behörde gesetzlich in allen Schulen unsers Landes
eingeführt werden , wie es mit manchen andern Lehr¬
mitteln geschehen ist. Damit wäre freilich Allen auf
einmal geholfen . Doch so groß auch das Bedürfnis«
und so wünschenswcrth daher die Herausgabe eines
zweckmäßigen Lesebuchs ist, so muß ich hier doch die
Frage aufwerfen : Ist es wünschenswcrth , daß
ein Lesebuch von der obern Unterrichts-
Behörde gesetzlich eingeführt werde?  Ich
bin der Meinung , daß sie es gar nicht darf , sobald
man nur an das Wohl der Schule denkt.

Denn erstlich läßt sich nicht erwarten , daß ein
solches Lesebuch den vernünftigen , gerechten Anfor¬
derung eines jeden tüchigcn Lehrers , der als Indivi¬
duum auch seine besondern subjectiven Ansichten hat,
die in jedem Menschen wohl zu ehren sind , entspre¬
chen werde , und doch müßte man dieses alsdann
verlangen . Es weiß gewiß ein Jeder , wie schwer es
ist , sich solcher Mittel zu bedienen , die seinen An¬
sichten nicht entsprechen , die er unter seinen Verhält¬
nissen oder in anderer Hinsicht nicht für zweckmäßig
erachtet . Ich frage , vermag er alsdann so viel zu
wirken , als er mit selbst gewählten Mitteln , selbst
wenn diese nicht die besten wären , zu wirken ver¬
mochte ? Gewiß nicht . Der Lehrer macht erst durch
seine Anwendung das Mittel zu einem fruchtbaren
oder unfruchtbaren ; bedient er sich eines Lesebuchs
mit Widerwillen , so wird er nie durch dasselbe etwas
Ordentliches erreichen , nicht einmal Lesefertigkeit.
Aus Achtung gegen den Lehrer sollte man kein Lese¬
buch gesetzlich einführen.

Zweitens kann aber auch ein und dasselbe Lese¬
buch nicht für jede Schule unsers Landes das pas¬
sendste sein . Die eine Schule wird immer andre
Ansprüche machen müssen als die andre . So wird
z. B . die Oberklasse einer guten dreiklassigen Schule
Andres verlangen , als die einer ungetheilten , die
Oberklasse einer gut besuchten Andres , als die einer
schlecht besuchten . Hierauf könnte vielleicht das Lese¬
buch einigermaßen Rücksicht nehmen , allein immer
würde dann doch für die eine Schule dieser , für die
andre jener Theil von geringerem Nutzen sein.

Endlich drittens würde das Lesebuch den Bedürf¬
nissen und Forderungen der Zeit nicht entsprechen,
wenn dies auch in den ersten Jahren der Fall wäre.
Unsre Zeit ist in jeder Hinsicht eine Zeit des Fort¬
schritts , besonders auch was den Leseunterricht und
die Lesebücher anbetrifft , über dessen Methode und
über deren Einrichtung und Zweck bis jetzt unsre
ersten Erzieher noch nicht einig sind . Jetzt macht
man ganz andre Anforderungen an den Leseunterricht
und an die Lesebücher , als vor 20 Jahren und nach
20 Jahren , ja gewiß schon nach fünf , wird man
wieder ganz andre Ansprüche daran machen . Ist
aber ein Buch von der Oberbehörde eingeführt , so
kann in den ersten zwanzig bis dreißig Jahren nicht an
die Einführung eines andern gedacht werden . Mit
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der Einführung eines Lesebuchs würde also dem Fort¬
schritte auf dreißig, ja wohl fünfzig Jahre ein Hin¬
derniß in den Weg gelegt werden. Darum, wenn
man nur an das Gedeihen der Schule denkt, woran
man hier nur denken muß, kann es sicher nicht wün-
schenswerth sein, daß die obere Unterrichtsbehörde
ein Lesebuch allgemein einführe, sondern die Einfüh¬
rung muß den Lehrern und nächsten Schulvorstehern
überlassen bleiben, wie die der Rechenbücher und
andrer Mittel; denn nur so ist es möglich, daß der
Lehrer ein Buch nach seinem Sinn erhalte, das zu¬
gleich dem Bedürfniß seiner Schule und den Anfor¬
derungen der Gegenwart entspricht.

Vielleicht wird man gegen das Gesagte Manches
einzuwenden haben; möglicher Weise auch dies: Die
Lehrer haben keine Umsicht genug ein zweckmäßiges,
und keine Kraft genug irgend ein Lesebuch einzufüh¬

ren. Allein wollte der Lehrer ein solches Unterneh¬
men beginnen, so würde er sich gewiß erst vollstän¬
dig in der Literatur umsehen und die Sache mit sei¬
nen Amtsgenoffen, besonders auf den Conferenzen,
und mit seinem Vorgesetztengehörig überlegen. Dies
wäre seiner Würde angemessen und zugleich für ihn
bildend. Fehlt es dem Lehrer an Kraft, so liegt's
oft nur an ihm selbst, insofern er das Interesse der
Eltern für die Schule nicht zu heben, und ihre Liebe
und ihr Zutrauen nicht zu gewinnen weiß. Im
Uebrigen denke ich, die Behörde kann ebensowohl ver¬
ordnen, daß jedes Kind ein passendes Lesebuch haben
müsse, als daß sie befiehlt, es solle dieses für den
Schulgebrauch besitzen. Daß alsdann die Bücher zu
oft gewechselt und den Eltern unnöthige Kosten ge¬
macht würden, ist nicht zu besorgen. ck.

Kleine
Stadtraths - Verhandlung über die Art der

Wahlen . — Wie in Nr. 90 d. Bl . mitgethcilt ist, wurden»
Stadtratli beschlossen, zu beantragen daß der Art. 64 der Stadt¬
ordnung, wonach der Stadtrath „von der Bürger-Versammlung"
gewählt werde, bei Gelegenheit der im Dcceinbcr vorzunchmcn-
dcn Wahl zur Ausführung gebracht werde. Da eine Regie¬
rungs-Bekanntmachung vom 1. Nov. 1833 ein Regulativ fest¬
gesetzt hat, wonach bisher die Wahl vollzogen wurde, so hatte
der Stadtmagistrat, der mit dem Stadtrathe die bisherige
Wahlart für dem Gesetze widerstreitend ansah, an die Regierung
wegen Aufhebung jenes Regulativs berichtet. Ein Rcscript der
Regierung vom 26. Novbr. bemerkte hierauf,

daß die Stadt-Ordnung nirgends ausdrücklich verschreibe,
daß die Wahl der Mitgliederdes Stadtraths in 'einer
Bürgervcrsammlung geschehen solle, wo alle stimmenden
Bürger gleichzeitig beisammen wären; eine solche Ver¬
sammlung auch zwecklos erscheine, da ja nichts bei der
Abstimmung zu berathe» und erörtern sei, eine Berathung
über die Persönlichkeiten der zu Erwählenden im Gegen-
thcil der Unbefangenheit der Wähler und Freiheit der
Wahl Eintrag thun würde, —

gab anheim die Sache nochmals zu erwägen und verlangte
eventuell die Vorlegung eines Entwurfs zum neuen Regulativ
für den Wahlact.

Der Magistrat beschloß(am 2. d. M.) wiederholt zu be¬
antragen, daß in Gemäßheit Art. 80. 64.- 68. 74 und 93 der
Stadtordnung die Wahl in der Bürgervcrsammlung vorgcnom-
mcn werde und hatte einen Entwurf zum Regulativ angcser-
tigt, der am 4. d. M. zur Begutachtung vorgclegt wurde.

Chronik.
Der Stadtrath war ebenfalls der Ansicht, daß wenn nach

Art. 50. von einer Bürger-Versammlung gewählt werden
solle, dies doch nicht anders geschehen könne, als dadurch, daß
die Bürger vorher sich versammeln . Ein Zusammentragen
von Wahlzettcln könne nicht gemeint sein, wenn das Gesetz
eine Bürger -Versammlung bezeichne. Die Bestimmung der
Bürger-Versammlung sei aber nach ausdrücklichen  Worten
des Art. 64, „insonderheit die Mitglieder des Stadtraths zu
wählen". Höchstens könne es als zweifelhaft erscheinen, ob es
nicht nach Art. 74 in der Hand des Magistrats liege, nach sei¬
nem Ermessen die Wahl in Di -stri  cts -Versammlungen vor-
zunchmen. Da indessen der Zweck in der allgemeinenBürger-
Versammlung besser erreicht werde, Art. 93 auch nur von An¬
fertigung einer  Abstimmungsliste rede, während doch in jedem
der Distrikte (Rotten) eine besondere Liste anznfcrtigen sein
würde, so sei anzunehmcn, daß das Gesetz die Vornahmeder
Wahl in der allgemeinen  Bürger -Versammlung gewollt
habe. — Der Stadtrath stimmte demnach dem Anträge des
Magistratsauf Vollziehung des gesetzlichen Wahlmodus bei.

Zu dem vorgclcgten Entwürfe beantragte er die Abände¬
rung, daß auch gleich  nach beendigter Stimmgebung, also in
der Versammlung, die Abstimmungsliste angefcrtigt werden
möge, wobei etwa 2 oder 3 Stimmbchältniffe und eben so viel
Listen, deren Resultat dann aus der Stelle zusammengezogcn
würde, angewendct werden könnten.

Die Jcverländisch en Nachrichten  werden dem Ver¬
nehmen nach zu Neujahr einen neuen Redacteur, in der Person
des Hrn.CollaboratorsK.Strackerjan, erhalten. Die äußere Ver¬
anlassung des Wechsels ist die Absicht des bisherigen Herausgebers,
Hvfrath Eyrcutraut, längere Zeit außerhalb Landes zu leben.

Nedigirt unter Verantwortlichkeit der VerlagShandlung. Druck und Verlag von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Vehnkanäle und Vehnkolonien.

Es hat in unserm Lande wohl lange kein Project
gegeben , das wegen seiner Wichtigkeit für Landes¬
wohlfahrt und Nationalökonomie im Stande gewesen
wäre , sich so volle Geltung zu verschaffen , als daS
Project der Anlegung von Kanälen und Kolonien in
unfern Hochmooren , und in der That scheint dieses
Project auch so tief in unsere socialen und staatlichen
Verhältnisse einzugreifen , daß die Realisirung des¬
selben manchem gegenwärtigen Uebelstande völlige
Abhülfe , manchem Zweige des Handels und der In¬
dustrie gedeihlichen Aufschwung versprechen dürfte.
Vor Allem erscheint daS Project darum als sehr
wichtig , weil es eine Art Beantwortung jener großen
Tagesfrage , welche die Regelung der socialen Ver¬
hältnisse der Völker zum Gegenstände hat , in sich
faßt , und in dieser Beziehung dürste dem Project
eine social - politische Bedeutung nicht abgesprochen
werden können . Wir leben in einer Zeit , wo , gegen¬
über den Anforderungen einer sich immer mehrenden
Bevölkerung , die beschränkten Erwerbsquellen — zum
Theil vielleicht die Folgen eines fehlerhaften Zuschnitts
mancher Staatseinrichtungen — sich immer mehr fühl¬
bar machen , ohne daß wir den Weg kennen , durch
dessen Betretung solchen fehlerhaften Staatseinrich¬
tungen vernünftiger Wandel geschafft werden könnte.
So ist vor Allem die gar zu ungleichmäßige Der-
theilung des Grundbesitzes in unserm Lande ein stö¬
rendes Element unserer socialen Zustände , zu deren

Derangirung sie vornehmlich mitgewirkt hat und fort¬
während mitwirkt ; durch sie wird der Raum , auf
welchen die wachsenden Arbeitskräfte unsers Landes
vorzugsweise angewiesen sind , und in welchem sie
sich noch einigermaßen lohnend ausbreiten können , in
so enge Grenzen gezogen , daß er den Ansprüchen der
Gegenwart , viel weniger der Zukunft , unmöglich ge¬
nügen kann . Daraus erklärt sich denn auch , daß
auch in unserm Lande die Auswanderungslust um
sich gegriffen hat , daß man auch bei uns sich genöthigt
sieht , in fernen Welttheilcn das zu suchen , was die
heimathlichen Fluren nicht bieten können , nämlich so
viel Raum für Berufsthätigkeit , als genügt , um in
ihm sich nach Kräften bewegen und den eigenen,
nährenden Herd gründen zu können . Nur ungern
verläßt der Oldenburger sein Vaterland , in welchem
er lieber mit Wenigem vorlieb nimmt , als daß er in
weiter Ferne ein ungewisses Glück sucht , wenn er
sich nur das Wenige , was seinem bescheidenen Sinne
genügt , durch Arbeitsamkeit erringen kann.

Fragt man nun , ob und in wie fern diesem Uebel¬
stande durch Anlegung von Dehnkanälen und Dehn¬
kolonien Abhülfe geschehen könne , so beantwortet sich
diese Frage am besten durch einen Hinblick auf die
ungeheuren Resultate , welche unsere Nachbarn , die
Ostfriesen und Holländer , erreicht haben , indem sie
bereits vor einem Jahrhundert ansingen , ihre Hoch¬
moore zu kolonisiren . Tausende fanden seitdem ihr
gutes Fortkommen in dem früher obdachlosen Moore,
welches mehr und mehr verschwand , um prächtigen
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